Dan iD ampfboot. 


M120. 
Mittwoch, den 2u. Mai. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
5 Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
RR wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


des Himmelfahrtfeſtes 
0 gen erſcheint die nächſte Nummer 
20 er Zeitung erſt Freitag, den 
d. Mts., Nachmittags 5 Uhr. 


Telegraphiſche Depeſchen. 


Fleusburg, Dienſtag 23. Mai. 
Chriſtian Auguſt von Auguſtenburg iſt mit 
* ohne, dem Prinzen Chriſtian, ſoeben hier 

getroffen und ſofort nach Gravenſtein weitergereiſt. 
Das Dresden, Dienſtag 23. Mai. 

N „Dresdner Journal“ dementirt die Zeitungs- 
ka richten über einen neuen Antrag, den die Mittel⸗ 
daten in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage vereinbart 
beim Bunde einzubringen beabſichtigt hätten. 

® Wien, Dienftag 23. Mai. 

er Miniſter Graf Mensdorf-Pouilly erklärte in der 
algen Sitzung des Finanzausſchuſſes: Die Unter- 
{ei bluns zwiſchen dem Papſte und Victor Emanuel 
5 loß kirchlicher Natur. — Die ruſſiſche Regierung 

die Bewachung der polniſchen Grenze verſchärft, 


w ; } 
— einen Einbruch von Inſurgenten aus Galizien 


Her 0 
— 


Paris 
Der „Conſtitutionel“ 


| welche die Neutralitä ranzöſi 
egterung nothwendig machte, müſſen An Ei 175 
aufhören. Es iſt nicht anzunehmen, daß die wenigen 
lüpſtaatlichen Fahrzeuge, welche noch die See behaupten 
chwierigkeiten bereiten werden. Das Gelingen * 
a t Ortegas iſt zweifelhaft. Uebrigens 
5 igt die Sprache der Unionsregierung, daß fie 
higenfalls von dem Geſetze gegen Werbungen 
ebrauch machen wird. Verfolgte die amerikaniſche 
Saab ang eine andere Politik, ſo hätte ſie dieſelbe 
her kündgegeben. Auch ſtehen die bekannten Ge- 
unungen der Unionsregierung damit im Widerspruch. 
aſident Lincoln hat vor feinem Tode der fran · 
an Regierung verſichert, daß er vollkommen 
ral bleiben werde. Die Anſprache des Präſidenten 
Spranlen an den engliſchen Geſandten, ſowie die 
run che der diplomatiſchen Agenten der Unionsregie⸗ 
zu va eher geeignet dieſe friedlichen Dispoſitionen 
Muiigen, als dieſelben zu dementiren. 
geſtri Nach Berichten aus Moſtaganem vom 
Algen Tage hatte der Kaiſer die Rückreiſe nach 
angetreten und Belizane beſichtigt. 
Ray; London, Dienſtag 23. Mai. 
tigen ichten aus Shanghai vom 22. April beſtä⸗ 


Infur daß Prinz Kong am Ruder bleibt. Die 
— — haben in Amoy große Verheerungen 
die icht. — Die japauefifche Regierung hat erklärt, 


ft aterthanen aller mit Japan nicht in Verträgen 
en Mä ä 
rt chte von den den Letzteren gewährten 


heilen ausſchließen zu wollen. 
Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
54. Sitzung am 20. Mai. 
— 5 (Schluß.) i 
N erhält das Wort d 5 : 
oa bien, die Debatte hat über ae ——.— 
überhe aus ihren Gang auf die Handhabung der Juſtiz 


upt genommen. Der Hr. Juſti miniſter wü 
8 wir einzelne Fälle anführen, wenn rt Henn 


ſtellen. Ich werde mir die Ehre geben, ihm damit aufs 
zuwarten. In einem kürzlich berausgekommenen Kom» 
miſſtonsberichte konſtatirt die Juſtiz⸗Kommiſſion, welche 
zumeiſt aus Richtern beſteht: „Der Glaube an die Unab⸗ 
hängigkeit der Richter ift im Volke erſchüttert.“ Herbe 
Urtheile ſind wiederholt in dieſem Hauſe gefallen. Der 
Herr Juſtizminiſter pflegt ſich dann zu erheben und zu 
proteſtiren wie gegen Angriffe auf das Heiligthum der 
Gerechtigkeit. Auch von Mitgliedern dieſes Hauſes iſt es 
ausgeſprochen, daß wir uns jeder Bemerkung über die 
Gerichte enthalten müßten. Ich habe die Theorie in 
dieſer Ausdehnung immer für eine unrichtige Abſtraktion 
aus der unrichtigen Theorie von der Theilung der Staatd- 
gewalten gehalten. Es giebt nur eine Trennung der 
Funktionen, welche ſtattfinden muß, um gegen Willkür 
und Unterdrückungen zu ſchützen. Die Trennung der 
Funktionen zwiſchen geſetzgebender und richterlicher Gewalt 
verlangt unbedingt, daß die geſetzgebende Gewalt ſich 
niemals einmiſcht in den geordneten Gang der Juſtiz 
und die Entſcheidung derſelben in einzelnen Fällen (ſehr 
richtig!); eine Kritik aber muß auch im einzelnen Falle 
ſchon vollkommen erlaubt fein. (Sehr richtig!) Der 
einzelne Fall kann uns veranlaſſen, von der uns zufte 
henden Initiative in der Geſetzgebung Gebrauch zu 
machen, und wenn wir in einer gerichtlichen Entſcheidung 
einen Mißbrauch erblicken, fo muß uns die Kritik der 
ſelben zuſtehen, eben ſo gut wie bei jedem andern Akte 
der Verwaltung. Wenn wir alſo im allgemeinen in 
dieſer Art der Kritik auch einige Zurückhaltung beobachten, 
ſo ſind wir nichtsdeſtoweniger nicht nur berechtigt, ſon⸗ 
dern verpflichtet, eine Kritik des Verfahrens der Gerichte 
eintreten zu laſſen, wenn ſich ſchwere Mißbräuche in der 
ganzen Handhabung der Juſtiz herausſtellen; Mißbräuche, 
die ſich nicht mehr auf einzelne Fälle beſchränken, fondern 
große Dimenfionen annehmen. Meine Herren! Ich glaube, 
wir find nicht dazu da, um Ilufionen aufrecht zu er- 
halten, deren Behauptung allmälig zur Heuchelei wird. 
(Sehr gut!) Bei dem Rücktritte des Juſtizminiſters 
Simons äußerte ein preußiſcher Miniſter — es ſind 
Zeugen der Aeußerung in dieſem Hauſe anweſend — ein 
preußiſcher Miniſter äußerte: Herr Simons habe viele 
Sünden begangen, aber eine ſei unverzeihlich: das jet die 
ſyſtematiſche Korruption des Ober⸗Tribunals. (Hört, hört!) 
Meine Herren! Der Herr Graf zur Lippe ſetzt dieſes 
Syſtem fort. (Sehr wahr!) Er dehnt es immer weiter 
aus, auch auf die Appellationsgerichte durch Ernennung 
lediglich nach politiſchen Rückſichten (ſehr wahr!), lediglich 
mit Rückſicht auf die politiſche Geſinnung oder Gefügig- 
keit der Beförderten, in einem Maße, welches bereits die 
Achtung vor der preußiſchen Jurisprudenz ernſtlich ge 
fährdet. (Sehr richtig!) Man hört dieſe Dinge nicht 
gern öffentlich ausſprechen, aber es iſt allmählich zur 
Nothwendigkeit geworden, an dieſem Orte, wo noch das 
Wort in Preußen frei iſt, ſolche Dinge zur Sprache zu 
bringen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Meine Herren, die 
„Kreuzzeitung“ triumphirte kürzlich, daß die Entſcheidun⸗ 
gen des Obertribunals jetzt ſämmtlich einen ſtreng kon⸗ 
ſervativen Charakter tragen. (Auf allen Seiten: Hört, 
Hört. — Heiterkeit.) Ich glaube, das dahin interpretixen 
zu dürfen, daß die „Kreuzzeitung“ ſelbſt meinte, die Ent- 
ſcheidungen des Obertribunals ſeien der unverfälſchte 
Ausdruck einer politiſchen Richtung. (Sehr richtig!) Meine 
Herren, die Unabhängigkeit der Gerichte iſt von ſehr 
geringer Bedeutung, wenn es ſich darum handelt, ob ein 
Dieb freigeſprochen oder verurtheilt wird, ob Hinz oder 
Kunz 100 Thlr. gewinnt; wo aber ein politiſches Intereſſe 
der Regierung in Betracht kommt, da wird jetzt nicht 
mehr nach der ſtrikten Auslegung der Geſetze erkannt, 
ſondern nach politiſchen Rückſichten, nach den Intereſſen 
und Tendenzen der regierenden Partei. (Sehr wahr, 
ſehr richtig!) Meine Herren! Einige wenige Fälle allge 
meiner Natur will ich Ihrer Aufmerkſamkeit empfehlen. 
Vor einer Reihe von Jahren erregte der Fall eine trau⸗ 
rige Berühmtheit, als bei der Anklage gegen den Grafen 
Reichenbach das Obertribunal gegen die ausdrückliche 
Beſtimmung des Geſetzes, welches feine Kompetenz aus⸗ 
ſchloß, die Sache dennoch vor ſein Forum zog, und aus 
allgemeinen Erwägungen in die klare Beſtimmung des 
Geſetzes ein „nicht“ hinein interpretirte, fie auf dieſe 
Weiſe in ihr Gegentheil verwandelnd. So wurden neulich 
die Geſetze, welche unter dem Titel: „Widerftand gegen 
die Staatsgewalt“ zum Schutze der preußiſchen Staats⸗ 
ordnung gegeben ſind, angewendet auf preußiſche Unter⸗ 
thanen, die ſich am Aufſtande gegen Rußland bethetlig⸗ 


1865. 


36ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer's Centr.⸗Ztigs.⸗ u. Annone.⸗Büreau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg, Frankf. a. M. u. Wien: Haaſenſtein & Vogler. 


ten. Die Beſtimmungen über Aufſtand und Tumult 
ſind für Preußen gegeben, zum Schutz unſerer Staats⸗ 
ordnung, nicht zum Schutz der Obrigkeit in Rußland 
oder China. Daran habe ich ſchon neulich erinnert wie 
das Ober-Tribunal, ebenfalls um der Autorität einer 
polizeilichen Verfügung zu Hülfe zu kommen, „bis auf 
Weiteres“ für gleichbedeutend erklärte mit „bis auf be⸗ 
ſtimmte Zeit“. (Heiterkeit) Meine Herren, das find nicht 
mehr Auslegungen ſondern Verdrehungen der Geſetze, 
nicht Anwendung ſondern Mißbrauch yerelben. (Lebhafte 
Zuſtimmung.) Ich gebe zu, unſere Geſetze ſind nicht 
überall ſcharf und beſtimmt genug gefaßt, ſie geben zu 
mißbräuchlichen Auslegungen hin und wieder Anlaß, aber 
gegen böſen Willen ſchützt keine Klarheit der Geſetze und 
als ſolchen betrachte ich es; wenn für eine gerichtliche Ent» 
ſcheidung nicht die ſtrikte Auslegung des Geſetzes maß⸗ 
gebend iſt, ſondern irgend welche andere Rückſicht ver- 
hülle ſie ſich auch unter dem Gedanken des Staatswohls. 
(Wiederholter Beifall.) Macchiavelli ſagt einmal: „Geſetze 
allein helfen nicht, ſie bedürfen, um ſich zu halten, der 
guten Sitten.“ Nun, meine Herren, die erſte gute Sitte, 
der erſte Grundfag der Sittlichkeit, den ich vom Richter 
verlange, iſt das: nach dem Geſetze zu richten, und dieſe 
Sitte kommt im preußiſchen Richterſtande abhanden. 
(Sehr wahr.) — Ich will mir nur erlauben, Ihre Auf⸗ 
merkſamkeit beſonders auf die Behandlung des Preßgeſetzes 
zu richten. Das Preßgeſetz, meine Herren, präſumirt 
Fahrläſſigkeit des Redakteurs bei ſtrafbarem Inhalte, weil 
er verpflichtet iſt, bei Zuſammenſtellung des Materials 
das Strafbare zu entfernen. Ein Erkenntniß des Ober⸗ 
Tribunals vom 8. Januar 1864 präſumirt: „böſen 
Vorſatz.“ Es ſtellt wörtlich den Grundſatz auf: „Der 
Redakteur eines kautionspflichtigen Blattes trägt die volle 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für den Inhalt ſeines 
Blattes als Thäter, oder Theilnehmer, inſoweit er nicht 
nach weiſt, daß er dieſen Inhalt vor feiner Beröffentlichung 
nicht gekannt habe.“ M. H. Das Ober⸗Tribunal verlangt 
den Beweis der Unſchuld, es obtrudirt dem Angeklagten 
den Beweis der Negation. Das verſtößt gegen die 
Theorie und die Praxis des Strafrechts, ſo lange es eine 
Wiſſenſchaft des Strafrechts giebt. (Sehr wahrı) Ein 
Erkenntniß vom 22. Februar 1864 giebt eine Definition 
vom Herausgeber, welche ganz genau auf den Redakteur 
eines kautionspflichtigen Blattes paßt. Es handelt ſich 
darum, auch die Herausgeber heranzuziehen. Es ſollen 
Konzeſſions-Entziehungen im Wege Rechtens und nicht 
mehr im Wege der Polizei verhängt werden und das 
Ober⸗Tribunal entdeckt: „Es iſt ein Rechtsirrthum, daß 
der verantwortliche Redakteur einer Zeitung und der 
Herausgeber identiſch ſeien; bei Anwendung des 5. 35 
des Preßgeſetzes auf kautionspflichtige Zeitungen und 
Zeitſchriften muß der Ausdruck „Herausgeber“ einer von 
der gewöhnlichen Erklärung abweichenden Erklärung 
unterliegen, denn der Redakteur muß bekannt ſein und 
daher nicht gemeint, daß der Verleger durch Nomination 
des ohnehin bekannten Redakteurs von feiner Verant⸗ 
wortlichkeit ſich befreien kann.“ Ja, meine Herren. Nach 
der bisherigen Praxis ſchützte aber der Redakteur den 
Verleger gegen die Strafen der Fahrläſſigkeit; jetzt bat 
das Geſetz Hunger und nicht genug an einem Opfer, 
nun wird die ingeniöſe Erfindung gemacht, eines Heraus⸗ 
gebers der einzelnen Artikel neben dem Redakteur und 
der Verleger wird geſtraft, wenn er nicht bei ſeiner erſten 


Vernehmung denjenigen nachweiſt, welcher den einzelnen 


Artikel verfaßt, oder der Zeitung zum Zweck des Abdrucks 
zugeführt hat. Das Erkenntniß vom 12. Oktober 1864 
macht dann noch mehr Strafbare, indem es den weiteren 
Grundſatz aufſtellt: „Wenn ein Zeitungs⸗Artikel in mehrere 
Zeitungen übergebt, iſt im Sinne des §. 35 des Preß⸗ 
geſetzes nicht der Herausgeber, welcher den Artikel dem 
erſten Blatte zugeführt hat, ſondern welcher jede ſpätere 
Veröffentlichung veranlaßt bat.“ So hat man mit einem 
Schlage, wenn ein Artikel von 50 Zeitungen übernom⸗ 
men wird, außer dem Redakteur noch Strafbare in 50 
ſpeziellen Herausgebern des Artikels, vorausgeſetzt, daß 
man ihn kennt. Die preußiſchen Gerichte werden den 
alten Nürnbergern folgen, die keinen hängen, ehe ſie ihn 
haben. — Endlich erkennt ein Ober⸗Tribunals⸗Erkenntniß 
vom 6. Mai 1864: „Die Verantwortlichkeit des Verlegers, 
der nicht bei feiner erſten gerichtlichen Vernebmung den 
Verfaſſer nachgewieſen bat, ift nicht dadurch bedingt, 
daß ihm der Zweck der Vernehmung bekannt geworden, 
ift.“ Es bandelte ſich um den Fall, meine Herren, 
daß der Verleger vorgeladen war, ohne ihm zu ſagen 


warum es ſich handele. Nun wird er gefragt, wer den 
Abdruck des fraglichen Artikels veranlaßt habe? Er ſagt 
natürlich, daß es ihm unmöglich, das aus dem Kopfe 
zu erklären. In einem folgenden Termine will er den 
Verfaſſer nennen, wird ihm gejagt: geht nicht mehr, 
beim erſten Termine mußte dies geſchehen, ſonſt bift du 
ſtrafbar. Meine Herren! Wie ſoll der Verleger oder 
Redakteur eines großen Blattes im Kopfe haben, wer 
die einzelnen Artitel geſchrieben hat. Das Ober Tribunal 
ſagt zwar: das Gericht bar nicht zu unterſcheiden, was 
das Geſetz nicht unterſcheidet; aber, meine Herren, der 
Richter fol dem Geſetzgeber nicht Blödſinn zutrauen, er 
ſoll vorausſetzen, daß der Geſetzgeber bei Erlaß des Ge⸗ 
ſetzes den 4 Menſchenverſtand angewandt habe. 
Ein engliſcher Oberrichter, Lord Landsfield, erklärte 
einmal: das gemeine Recht Englands ſei der geſunde 
Menſchenverſtand; in Mecklenburg hatte man ein anderes 
Sprüchwort: hier fängt das Roſtocker Stadtrecht an und 
hört der geſunde Menſchenverſtand auf. ( Heiterkeit.) 
Meine Herren. Man ift verſucht zu ſagen: das Ober⸗ 
Tribunal richtet ſich nach dem Roſtocker Stadtrecht; hier 
hört der geſunde Menſchenverſtand auf und fängt die 
Interpretation des Kriminalſenats des Obertribunals an. 
(Bravo) Ein hochgeſtellter Verwaltungsbeamter von 
reaktionairem Eifer erklärte dieſe Entſcheidung des Ober⸗ 
Tribunals über die Nennung des Verfaſſers bei der erſten 
Vernehmung für eine drakoniſche und fügte hinzu: die 
Entſcheidungen des Ober-Tribunals übertreffen unſere 
kühnſten Erwartungen. (Hört!) Meine Herren, ſo weit 
iſt es mit dieſem, einſt wegen ſeiner Unabhängigkeit ge⸗ 
rühmten preußiſchen Richterſtande gekommen, daß reaktio. 
näre Verwaltungsbeamte mit übermüthigem Hohn auf 
die Servilität des höchſten Gerichtshofes hinweiſen. (Hört!) 
— Meine Herren, von andern Gerichtshöfen nur einige 
Beiſpiele neueſten Datums. Der Verfaſſer eines Artikels 
hat ſich des Ausdrucks bedient: „In ängſtlicher Beſorgniß 
vor jeder Bewegung im Volke thut die Regierung 
u. ſ. w.“ Das Erkenntniß ſagt: „Aengſtliche Bejorg- 
niß! Wer ängſtliche Beſorgniß hegt, iſt feige; der Ver⸗ 
faſſer nennt die Regierung feige; das iſt offenbar eine 
Beleidigung.“ (beiterkeit.) Ebenſo wird aus einer De⸗ 
duktion, daß das Verfahren der Behörde nicht geſetzlich 
ſei, gefolgert, man werfe der Regierung einen abſicht⸗ 
lichen Rechtsbruch vor. So wird allerdings jeder Ta⸗ 
del zur Beleidigung, jeder Widerſpruch gegen die be⸗ 
ſtehenden Gewalten zu einer Schmähung oder Verhöh⸗ 
nung. Die Organe der Regierung ſelbſt verlangten 
und prieſen wiederholt, daß die Regierung bei der Bes 
ſtätigung Überaler Kommunalwahlen politiſche Rückſich⸗ 
ten maßgebend fein laſſen ſollte und liberale Kommu- 
nalbeamte nicht beſtätigen könnte. Wir haben hier im 
Haufe gehört, daß der Miniſter des Innern ſelbſt die. 
ſen Grundſatz proklamirte; als aber vor einiger Zeit 
eine liberale Zeitung dieſen Grundſatz beſpricht, daß 
politiſche Erwägungen bei der Handhabung des Beſtä⸗ 
tigungsrechts für Kommunalbeamte maßgebend jeien, 
da hat die Regierung einen Anfall von Tugend; der 
Staatsanwalt erhebt ſich in Entrüſtung über die Zei- 
tung, die den Artikel brachte und ſie wird wegen „Ent 
ſtellung von Thatſachen“ verurtheilt (hört). Die An⸗ 
wendung der Geſetze iſt wiederholt in der letzten Zeit 
vorgekommen, daß, wenn Jemand gegen die Kreuzzei⸗ 
tungs partei ſchrieb, die Beſtimmung des Strafgeſetzes 
angewendet wurde, nach welcher die Erregung von Haß 
der Staatsangehörigen unter einander ſtrafbar ſei. In 
den letzten Tagen finden wir ſogar das Erkenntniß 
eines Gerichts, welches die politiſchen Artikel der Amts» 
blätter, dieſe theoretiſchen Ausführungen, gelegentlich 
auch Verdrehungen, für die Regierungspolitik gegen die 
des Abgeordnetenhauſes „als Einrichtungen des Staates 
oder Anordnungen der Obrigkeit“ bezeichnet, (Heiter⸗ 
keit), die nach §. 101 des Strafgeſetzbuches gegen jede 
Polemik geſchützt werden. In dieſen Vorgängen er⸗ 
kennt man nur noch den einen leitenden Grundſatz der 
Juſtizverwaltung, jede Oppoſition zum Schweigen zu 
bringen. (Zuſtimmung.) In einer ſtatiſtiſchen Zuſam⸗ 
menſtellung fand ich kürzlich: in ganz Frankreich haben 
im Jahre 1864 24 Verwarnungen von Zeitſchriften, 
4 Suspenſionen auf 2 Monate und 40 gerichtliche Ver⸗ 
urtheilungen ſtattgefunden. In Berlin allein ſind im 
vorigen Jahre in erſter Inſtanz 175 Preßprozeſſe ver- 
handelt worden (Hört! Hört!) und tägli finden wir 
ganze Liſten in den öffentlichen Blättern. Der Magiſtrat 
von Gumbinnen verlangte das Einſchreiten der Staats. 
Anwaltſchaft gegen die Redaetion der „Nordd. Allg. Ztg.“, 
die ihn wegen ſeines Benehmens bei dem Brande des 
Regierungsgebäudes heftig geſchmäht hatte. Die Staatd- 
An waltſchaft aber fand keine Veranlaſſung zum Ein ⸗ 
ſchreiten und überließ es dem Magiſtrat eine Privat- 
injurienklage anzuftellen. Das Civilgericht, der Injurien⸗ 
Richter wies mit vollkommenem Recht den Magiſtrat 
wegen mangelnder Kompetenz ab, da nur das Kriminal. 
Gericht und nicht der Einzelrichter für Injurien kompetent 
ſei für Beleidigungen der Magiſtratsmitglieder in Be- 
lehung auf ihre Amtsführung. So wird das Anklage⸗ 
onopol der Staatsanwaltſchaft ein Inſtrument zur 
Unterdrückung der Gegner in Angriff wie in Abwehr und 
gleichzeitig ein Inftrument, um die vollkommene Strafe 
koſigkeit der Anhänger der herrſchenden Partei zu ſichern. 
(Sehr wahr!) Der Redner gebt hierauf zum Polen- 
Prozeß über und bemerkt: Als hier der Antrag geſtellt 
wurde, drei unſerer Kollegen, welche verhaftet waren, 
aus der Unterſuchungsbaft zu befreien, da babe ich gegen 
ihn geſtimmt, mit Rückſicht auf das Gerücht von ver⸗ 
rätheriſchen Umtrieben gegen den preußiſchen Staat. Ich 
laubte unter dieſen Umftänden vor dem Beſchluß des 
taatsgerichtebofes Achtung haben zu müſſen, ich glaubte 
durch die Freilaſſung dieſer unſerer Kollegen könnte das 
Staatsintereſſe gefährdet werden. Nach dieſen Vorgängen 
werden wir 1 Beſchlüſſe des Staatsgerichtshofes 
zu Berlin wenig Rückſicht mehr nehmen dürfen. (Sehr 
wahr!) Meine Herren, nicht Gegner der Regierung, 
ſondern ein Organ der Regierungspartei hat das Ver⸗ 
tahren in dieſem Prozeſſe bezeichnet als „Präventiv⸗ Juſtiz“. 


Dies eine Wort wird genügen, um noch in ferner Zeit 
dieſen Prozeß vor einem preußiſchen Gerichtshofe und 
die Urheber dieſes Prozeſſes zu brandmarken — Präventiv- 
Juſtiz! (Bewegung). Der Herr Miniſterpräſident hat 
uns geſagt, er werde das Haus noch nicht auflöſen, das 
Land ſolle uns erſt kennen. Ich glaube, das Land hat 
hinreichend Gelegenheit gehabt uns kennen zu lernen, ich 
glaube aber, es iſt unſere Pflicht und muß unſere Sorge 
ſein, in dieſer langen Seſſion auch das Land dieſe Ver 
waltung kennen zu lehren und die Früchte, die ſie ihm 
trägt. (Sehr richtig!) Und, meine Herren, an dieſem 
tramigen Bilde der Juſtiz trägt ohne Zweifel einen 
großen hervorragenden Theil der Schuld der verantwort⸗ 
liche Miniſter, der Herr Juſtizminiſter. (Sehr wahr!) 
Unter feiner Autorität, nach ſeinen Weiſungen wer- 
den die Abtheilungen der Gerichte komponirt, an deren 
Verfahren der Regierung gelegen iſt. (Hört!) Nach 
ſeinen Anweiſungen werden dieſe Abtheilungen auch 
wieder geſäubert, wenn der Regierung mißfällige Erkenut⸗ 
niſſe erfolgen. Er hat die Verfügung wieder hergeſtellt, 
nach welcher die Präfidenten der Gerichtshöfe Berichte 
erſtatten ſollen über das politiſche Wirken der richterlichen 
Beamten, über das für oder wider die Regierung. (Hört! 
Anhaltende Bewegung.) Er ertheilt die Anweiſungen 
zur Handhabung der Disziplinargeſetze; er belohnt auch 
die Wohlgeſinnten. In der Reihe der Prozeſſe über die 
Stellvertretungskoſten der Abgeordneten haben drei Ge⸗ 
richte in Berlin für den Fiskus erkannt. Das eine war 
eine Abtheilung beim hieſigen Stadtgericht, aus drei Mit⸗ 
gliedern beſtehend; der Vorſitzende des Stadtgerichts, 
Tenzer, wurde, nachdem das Probeſtück geliefert war, 
einige Wochen darauf zum Kammergerichtsrath ernannt. 
In zweiter Inſtanz ging die Sache an das Appellations⸗ 
Gericht in Frankfurt, Referent war ein daſelbſt beſchäf⸗ 
tigter Hilfsarbeiter, der Kreisrichter Michaelis. Unmittel⸗ 
bar nach dem Erkenntniſſe wurde er zum Appellations⸗ 
Gerichtsrathe ernannt. Zum Dritten waren einige dieſer 
Prozeſſe anhängig vor dem Bagatellkommiſſar des hieſigen 
Stadtgerichts. Als ſolcher fungirte der Aſſeſſor Köhn 
mit einer Anciennität aus dem Jabre 1862. Er wurde 
kurze Zeit darauf trotz der Mitbewerbung älterer Kollegen 
vom Herrn Juſtizminiſter zum Rechtsanwalt ernannt. 
(Hört) Die Schnelligkeit und Regelmäßigkeit dieſer 
Belohnungen verſtieß gegen den öffentlichen Anſtand. 
(Sehr wahr!) Meine Herren. Ein Berufsbeamtenthum 
bat auf die Länge niemals die Kraft, dem konſequenten 
Druck der Regierungsgewalt zu widerſtehen. Es iſt eine 
Täuſchung zu glauben, daß Gerichte und gerichtliches 
Verfahren an ſich ſchon eine Schutzwehr für das Recht 
des Landes und die perſönliche Freiheit ſeien. Die 
Sternkammer der Stuarts war ein ſerviles Werkzeug 
der Unterdrückung. Ein wirklicher Schutz liegt nur in 
den Geſchworenen Gerichten für politiſche und Preß⸗ 
vergehen. An ihnen brachen ſich in der traurigen Re⸗ 
aktions Periode unter Georg III. die Reaktions- 
Verſuche. Das Grab eines liberalen Schriftſtellers aus 
jener Zeit trägt noch heute die Inſchrift: „Dieſen Mann 
wünſchte Pitt hängen zu laſſen, aber der Verſuch ſcheiterte 
an dem Wahrſpruch einer ehrlichen engliſchen Jury“. 
In dem Dieziplinar⸗Senat des Ober⸗Tribunals ſetzen 
ſich Mitglieder des Herrenhauſes und ſicher bewährte 
Anhänger der Regierung zu Gericht über die Mitglieder 
dieſes Hauſes, über uns und unſere Wähler. Wir wer⸗ 
den in dieſen Disciplinar⸗Erkenntniſſen niemals einen 
Rechtsſpruch achten (Viele Stimmen: Nie! Nie !), ſon⸗ 
dern ſie nur anſehen als Verfolgung einer politiſchen 
Partei gegen die andere. (Laute Zuſtimmung.) — Nach 
dem Geſetz ſind Beamte im Disziplinarwege ſtrafbar, 
wenn fie ſich des Vertrauens und des Anſehens, welche 
ihr Amt erfordern, unwürdig zeigen. Nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung ſtand in einem früheren Entwurf des Discipli⸗ 
nargeſetzes gegen nichtrichterliche Beamte „die feindjelige 
Parteinahme gegen die Regierung.“ Dieſer Satz wurde 
geſtrichen und nun, meine Herren, interpretirt man die 
geſtrichene Beſtimmung in die daneben ſtehende der 
„Unwürdigkeit“ hinein. Da aber auch Beamte, die auf 
Seiten der Regierungspartei ſtanden, ſich heftig in die 
politiſche Agitation warfen, ſo genügte ſchroffes Auftreten 
in politiſchen Dingen als ein die Unparteilichkeit des 
Rich terſtandes gefährdendes Motiv nicht mehr und auf 
die Rechtsanwälte ließ es ſich gar nicht anwenden. Da 
ſtellte man den Grundſatz hin, jede Oppoſition gegen 
die jeweilige regierende Partei verletze die Treue und den 
Gehorſam gegen die Krone, ähnlich dem Spruche 
Richelieu's: „Wer die Miniſter bekämpft, beleidigt Se. 
Majeſtät.“ Aber was fagte Montesquieu gegen dieſe 
Deduktion? „Wenn die Knechtſchaft in Perſon auf die 
Erde herabkäme, ſie würde keine andere Sprache reden.“ 
Meine Herren, iſt es jemals erhört worden, daß man 
die Advokaten und freigewählten Kommunal- Beamten 
ſtraft wegen Betheiligung an der politiſchen Bewegung 
des Landes, wegen Theilnahme an den Wahlen? Warum 
hat zwölf Jahre lang Niemand an dieſe Auslegung und 
Anwendung des Geſetzes gedacht? Die Geſeze haben 
ſich nicht verändert, nur die Richter und die rechtswidrigen 
Zumuthungen der Regierung. (Zuſtimmung.) Wir 
können das Wort Vinde’s in dieſem Haufe wiederholen: 
„Das Unrecht hat alle Scham verloren.“ Als der König 
Ernft Auguſt von Hannover im Jahre 1837 das Staats 
grundgeſetz feines Landes kaſſirte und eine zuſtimmende 
Erklärung feiner Beamten, der „königlichen Diener“, wie 
man ſie im Welfenlande nennt, verlangte, da erklärte 
ein hannoverſcher Beamter: „Ich unterſchreibe Alles, 
Hunde find wir ja doch.“ (Heiterkeit.) Es wird Ihnen 
(gegen den Miniſtertiſch gewendet) vielleicht gelingen, 
mit Ihren Strafen und Belohnungen den preußiſchen 
Beamtenſtand in ſeinem Durchschnitt zu einem ähnlichen 
erhebenden Bewußtſein herabzudrücken: Hunde ſind wir 
ja doch! (Zuſtimmung und Widerſpruch.) Aber wenn 
Sie es erreicht haben, werden Sie vielleicht nicht, aber 
Andere anerkennen, daß die alten Fundamente des preu⸗ 
ßiſchen Staates auseinandergewichen find. (Stürmiſcher, 
laug anhaltender Beifall, der ſich wiederholt, während 
die Rechte ziſcht.) 


Juſtiz-Miniſter Graf zur Lippe. Mein 
Herren, wenn ich nicht irre, hat der Herr Vorregner za t 
Nr. Il. des Kommiſſions-Berichts geſprochen. Er 
bei einer Poſition über einige Zulagen an Gehe 
der Oberſtaatsanwälte Gelegenheit genommen, 
waltung der Juſtiz im Allgemeinen in der 
Weiſe anzupreiſen. Insbeſondere hat er meiner perl? 
vorgeworfen, daß ich die Gerichte, namentlich die 
pellationsgerichte corrumpirte durch Ernennung vos 
Perſönlichkeiten aus politiſchen Gründen. Meine 1 
ren, ich bin immer der Meinung geweſen, daß de 
Richter ſich von der ſchwankenden öffentlichen Meinung, 
namentlich in politiſchen Dingen bei ſeinen Handlungen 
nicht dürfe leiten laſſen. (Heiterfeit.) Ich bin der Melt 
nung geweſen, daß er Cbarakterfeſtigkeft genug haben 
müſſe, der öffentlichen Meinung entgegenzutreten. (He 
terfeit.) Ich bin der Meinung, daß er hierbei ſeinem 
Gewiſſen und ſeiner Ueberzeugung unbedingt zu folgen 
hat (Heiterkeit) und weiter Nichts. Ich habe nie an 
einen Richter irgend ein anderes Verlangen geſtellt, 
aber die Befugniß muß ich mir vorbehalten, bei Bot 


* 


ſchlägen zur Ernennung für derartige Stellen al 
ſolche Perſonen Rückſicht zu nehmen, denen 
Charakterfeſtigkeit in der Politik zutraue. (Beiterfeit.) 


Meine Herren! Gegen einen meiner Vorgänger 1! 
von dem Hrn. Vorredner der Vorwurf gemacht worden, 
er hätte nach einer Aeußerung eines andern Miniſte 
das Ober⸗Tribunal corrumpirt. Als Belag ſcheint mit 
der ſogenannte Graf Reichenbach'ſche Fall angeführt ſein 
zu ſollen. Ich mache darauf aufmertſam, daß dieſe 
Fall, wenn ich nicht irre, ſich im Jahre 1850 oder 1851 
zugetragen hat, alſo kurz nachdem der Juſtizminiſtel 
Simons das Juſtizminiſterium übernommen, zu einer 
Zeit, wo er, glaube ich, kaum noch Gelegenheit gehabt 
dat, irgend ein Mitglied des Obertribunals Sr. Majeſtät 
zur Ernennung vorzuſchlagen. Den Richtern ſelber iſt 
von dem Herrn Vortedner der Vorwurf gemacht worden, 
daß ſie ſich Mißbrauch beim Auslegen des Geſetzes zu 
Schulden kommen ließen, und zwar nicht etwa au 
Irrthum, ſondern aus böſem Willen. (Sehr richtig! 
links.) Mit dieſen Worten hat der Herr Vorredner 
bezeichnet. Meine Herren! Ich lege gegen dieſe Ber 
hauptung auf das Entſchiedenſte Proteſt ein. (Heiterkeit. 
Die Richter haben nach ihrem beſten Wiſſen und Ge 
wiſſen, nach ihrer Einſicht von den Geſetzen Recht 
geſprochen und ihnen böſen Willen dabei zu imputiren — 
ich habe dafür keinen parlamentariſchen Ausdruck (Heir 
terfeit). Mir ſpeziell iſt vorgehalten worden, ich hätte 
in neuerer Zeit mehrere Richter befördert, die ſich im 
ſogenannten Stellvertretungsprozeß bereitwillig gezeigt 
hätten. Meine Herren. Es iſt eine ſehr ſchwere Sache 
hier im Hauſe Perſonalien zu discutiren (Heiterkeit) und 
Perſonen dabei zu nennen, die nicht hier gegenwärtig 
find. (Widerſpruch). Ich will mir aber erlauben, 
wenigſtens den erſten Fall, den der Herr Vorredner hier 
bezeichnet hat, und von dem er mebr in Kenntniß ſein 
kann, doch etwas zu beleuchten. Es betrifft dies ein 
Mitglied des biefigen Stadtgerichts, wie der Vorredner 
geſagt hat. Schon lange, ehe man an dieſen Prozeß 
dachte, waren mir die Leiſtungen dieſes Herrn gerühm 
worden. Ich hatte ihn gefragt, ob er an einem Orte 
außerhalb Berlin eine Stellung als Apellationsgerichts⸗ 
Rath annehmen wollte. Er entſchuldigte ſich mit feinen 
hieſigen Vermögensverhältnſſſen und ſagte, wenn er 
einen Wunſch hätte, io wäre es der, hier in Berlin de 
bleiben. Meine Herren! Als in Berlin eine Stelle 
aufkam, habe ich keinen Anſtand nehmen können, ihn 
demnächſt Sr. Majeſtät dem Könige zur Ernennung 
als Kammer -Gerichtstath in Vorſchlag zu bringen. a 
an den Stellvertretungsprozeß iſt dabei nicht im Gering 
ften gedacht worden; ich hatte ihn ſchon vorher im Auge 
gehabt. Das ſind die Erwägungen, nach denen ich ver⸗ 
fahre, und nicht die, die mir der Herr Abgeordnete, der 
vor mir geſprochen hat, zugeſchrieben hat; gegen Der ⸗ 
gleichen lege ich Verwahrung ein. Soll ich noch vielleicht 
einen entgegengeſetzten Fall zur Sprache bringen, um zu 
zeigen, wie wenig Gewicht ich darauf lege. Ich habe 
noch in dieſen Tagen beim Appellationsgericht in 
Breslau einen der Herren zum Rechtsanwalt gemacht, 
der in einer Stellvertretungsſache ein Erkenntniß ge” 
macht, und fo viel ich weiß, nicht der Mein ung der 
Regierung geweſen iſt. (Heiterkeit). 

Nachdem der Abgeordnete Graf Bethuſv⸗ Huf 
den Antrag auf Ordnungsruf gegen den Abgeordneten 
Tweſten geſtellt, der Präſident es aber abgelehnt hatte, 
demſelben Folge zu geben, wird nachdem noch der Abg. 
Graf zu Eulenburg gegen den Commiſſtons⸗Antraz 
geſprochen batte, dieſe Epiſode durch Annahme des 
Antrages II. der Commiſſion beendet. Ueber die Be 
handlung der Anträge 3 und 4 der Commiſſion haben 
wir bereits am Sonnabend berichtet. Ohne Discuſſion 
genehmigt das Haus ferner den Antrag der Kommiſſion 
„Das Haus wolle beſchließen zu erklären: die Beiegund 
etatsmäßiger Stellen ohne Etatsgeſetz iſt verfaſſungs 
widrig.“ Für dieſen Antrag ftimmten u. a. auch DIE 
Abg. Lette, v. Benda und v. Saucken⸗Julienfelde. 
den ehemaligen ertraordinairen Ausgaben bat die Kom 
miſſion beantragt Tit. I. 29,510 Thlr. für den Bau 
eines Schuldgefängniſſes in Berlin in Wegfall zu bringen 
weil das Haus bereits im vorigen Jahre vollendet 
und die Kommiſſion glaubte nur die Summen bewillig 
zu ſollen, die nothwendig find, um den Staat vor 
Schaden zu bewahren. jet 

Reg.⸗Kommiſſar Sydow: Das Gebäude mu tt 
bis zum 1. October v. 3. fertig ſein, weil der Kontra 
mit dem Beſitzer des bisherigen Schuldgefängniſſes me 
gelaufen war. Die urſprünglich feſtgeſtellte Bauſum 
iſt nicht überſchritten worden. dert, 

Referent Abg. Parriſius (Brandenburg) erwi den 
daß da das Gebäude vollendet fei, keine Gefahr für des 
Staat eintreten könne. Er empfehle die Abſe ung en 
Titels, weil die Commiſſion keine Idemnität entrigen 
wolle. — Die Abſetzung wird beſchloſſen, die lit det 
Etats voſitionen werden genehmigt, und ſomit — 
Etat der Juſtizverwaltung erledigt. Schluß 3 Uhr. 


Berlin, 23. Mai. 


1 Se. Majeſtät der König empfingen geſtern 
m Königlichen Palais die Großmeiſter der drei hie⸗ 
gen Freimaurer Logen und gewährten ſodann den 
don utationen der Stände der Niederlauſitz, geführt 
Be dem Staatsminiſter a. D. v. Manteuffel II., 
de denen der Stände der Oberlauſitz, geführt von 
m Landesälteſten v. Seydewitz, eine Audienz. Die 
prutationen hatten die Ehre, Sr. Majeſtät je eine 
wre bezüglich der 50-jährigen Vereinigung dieſer 
—— mit der Krone Preußen zu überreichen, welche 
ten Hödhfidiefelben auf das Huldvollſte zu beantwor⸗ 
hä geruhten. — Um 2 Uhr begaben fih Se. Maje⸗ 
aͤt nach der Landesloge 
— Se. Königl. Hoh. der Kronprinz, welcher 
— Eröffnung der Sächſiſch⸗Thüringiſchen Induſtrie⸗ 
ueſtellung ſich am 20. d. M. von hier nach 
erſeburg begeben hatte, traf an demſelben Tage 
bends in Begleitung eines Adjutanten und des 
berpräſidenten v. Witzleben dort ein. Am folgen⸗ 
en Morgen, am 21., nach dem Gottesdienſte im 
a dem Se. Königl. Hoheit mit Gefolge bei⸗ 
ohne, geruhte Höchſtderſelbe ſich dann nach dem 
= dem Sixtithore errichteten Ausſtellungsgebäude 
4 begeben. In dieſem hatten ſich mittlerweile die 
der Eröffnungsfeierlichkeit Eingeladenen einge⸗ 
Faden, Von mehreren Mitgliedern des Ausſtellungs⸗ 
te geleitet, nahm Se. Königl. Hoheit vor 
Ersa Seſſel, am Fuße einer ſchönen Säule aus 
des zer Steinſalz Platz, um die Begrüßungsanrede 
tungs, orſitenden des Ausſtellungs-Comité's, Regie- 
gsrath Jordan, entgegenzunehmen. 
die Stettin, 22. Mai. Heute Nachmittag fand 
Landeffentlcche Berloofung der 1038 Gewinne der 
wunde iöſchaftlichen Ausſtellung ſtatt. Die Controlle 
befa e durch ein dreifaches Protocoll geführt. Es 
ken fih in dem Nummerkorbe von den 90,000 
— en nur ca. 71,000, da ca. 18,000 unverkaufte 
ſortirt waren. Uebermorgen wird die Liſte der 
ewinne veröffentlicht werden. 
N Wien, 20. Mai. So eben nach 4 Uhr 
achmittags ſchloß die 6ſtündige Sitzung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, in welcher der Zollvertrag vom 
51 Con d. J. mit eminenter Majorität, 112 gegen 
50 Stimmen, angenommen wurde. Die Hochſchutz— 
zoͤllner haben eine empfindliche Niederlage erlitten, 


— 


a 


Ne blos materiell, ſondern moraliſch. Von der 
Picherungs bank aus vertheidigte Finanzminiſter 


ener — großer Gewandtheit den Vertrag. 
in Herr v. Halbhuber hat einen Bericht hierher 
Kan werin er anzeigt, daß die n, e 
— Kanal in Holtenau Bauten vornehme 
hat verſelbe eine erlegrin bittet. Gleichzeitig 
Verhalt — Rechtfertigungsſchrift über ſein 
eg Amen feinem preußiſchen Collegen 
die allerdings mehr ei Ant 
den letztern gleicht. 8 hr einer Anklage gegen 


London, 18. Mai. Die „Mornin 
* . 7 9 Poſt“ be⸗ 
ne heute in Bezug auf die Proclamation des 
räſidenten Johnſon, welche Jefferſon Davis der 
üſchuld an dem Morde des Hrn. Lincoln anklagt: 
ie ganze Vergangenheit und der Charakter des Hrn. 
era ſprechen fo vollſtändig gegen die Wahrſchein⸗ 
te eit feiner Mitſchuld an Lincoln's Ermordung, daß 
85 Unbefangener der Anklage Glauben ſchenken wird, 
8 1 denn die ſchlagendſten Beweiſe dafür bei⸗ 
— werden. Von dem Augenblick, da es klar 
behe e, daß die confederirten Staaten ſich nicht länger 
; ten konnten, war allen neutralen Regierungen 
Bi, Belli deutlich vorgezeichnet. Was auch ihre 
Geo. Meinung fein mochte, fie hatten die Pflicht die 
Nordeuſſe des Krieges gelten zu laſſen, und den 
gab en als Herrn des Feldes anzuerkennen. Zugleich 
Sn ſich der Erwartung hin, die ſiegreichen 
beziemen würden gegen die Ueberwundenen ſich mit 
neueſt ender Großmuth benehmen. Aber nach der 
as en Proclamation des Präſidenten Johnſon foll 
Ku de geſchehen. Wenn Hr. Davis wirklich 
ig iſt, wird ihm wenig Sympathie von Dies⸗ 
des atlantiſchen Weltmeeres zu Theil werden; 
de kann dem Ruf der waſhingtoner 
der Prat nichts größeren Schaden thun, als daß 
Gele räſident Johnſon fortwährend und bei jeder 
cmd beit von Neuem die Rebellenführer mit den 
de, erſten Strafen bedroht. Die Wunden, welche 
A Ürgerfrieg geſchlagen hat, können nicht bald 
>. 5 werden, und wenn irgend etwas ange⸗ 
& R „ſie offen zu halten, fo iſt es eine Politik 
ſagt: — 3 Der conſervative „Morning Herald“ 
can er 8 heißt Präſident Johnſon habe von der 
Berg ſchen Regierung die Auslieferung der Perſonen, 
lic der des Mordes an Hrn. Lincoln anklagt, förm⸗ 
8 verlangt. Angenommen, daß die canadiſchen 


aber 


Flüchtlinge ſchuldig ſind, ſo iſt eine auf britiſchem 
Boden angezettelte Verſchwörung zur Ermordung eines 
fremden Herrſchers ein Vergehen gegen unſeren eigenen 
Souverain, und nach engliſchem Geſetze ſtrafbar, ob⸗ 
gleich die Strafe keine ſo ſtrenge iſt wie ein Staat, 
der ſein eigenes Oberhaupt ſchützen will, verhängen 
würde. 
brechen iſt thatſächlich genau daſſelbe wegen deſſen 
Doctor Bernard in der Orſini-Sache vor Gericht 
geſtellt wurde; und die Art wie das beſtehende Geſetz 
damals aufgefaßt wurde, und an der England mit 
ſolcher Wagniß feſthielt, wird im vorliegenden Falle 


Das dieſen Männern zur Laſt gelegte Ver⸗ 


nicht verleugnet werden. Wir haben es vorgezogen 
der Drohung eines Krieges mit Frankreich zu trotzen, 
um nicht die vom engliſchen Geſetz verhängten Strafen 
fremdem Machtſpruch zu Liebe ändern zu müſſen; 
es iſt nicht wahrſcheinlich, daß wir jetzt auf das 
Verlangen eines fremden Staates unſer Geſetz ſelbſt 
verletzen laſſen werden. Die Waſhingtoner Regierung 
kennt ohne Zweifel die Natur dieſes Präcedenzfalles, 
und es liegt, fürchten wir, nur zu ſehr auf der Hand, 
daß ſie deshalb dieſen Boden ſich ausgeſucht hat als 
den bequemſten, um mit uns Händel zu ſuchen. 


Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 24. Mai. 


+ Geſtern Nachmittag wurde Se. Maj. Dampf ⸗Aviſo 
„Loreley“ unter Kommando des Capt.⸗Lieut. Jung l. 
in Dienſt geſtellt. Heute beginnt die Corvette „Gazelle“ 
ihre Abrüſtung. Von den Seitens der Beſatzung als 
Andenken aus Japan mitgebrachten Gegenſtänden zeichnen 
ſich die Holzwaaren durch die Zierlichkeit der Perlmutter. 
ausſtattung und den eigenthümlich glänzenden und 
dauerhaften Lack aus, außerdem find Strohgeflechte und 
Muſcheln reichlich vertreten. Von den lebenden Thieren 
haben nur wenige Exemplare von Affen, Hunden, Papa. 
geien und Hühnern der ſtrengen Kälte, welche das Schiff 
in den europäiſchen Gewäſſern zu beſtehen hatte, wider⸗ 
ſtehen können. Eine Tigerkatze und ein japaneſiſches 
Stachelſchwein befinden ſich noch wohlbehalten an Bord. 
Sämmtliche eingeführte Gegenſtände ſind in Neufahrwaſſer 
verzollt worden. 


© Heute Vormittag 10 Uhr fand die Eröffnung der 
Blumen- und Pflanzen ⸗Ausſtellung des hieſigen 
Gartenbau-Vereins ſtatt. Schon im vergangenen 
Jahre hatte dieſer Verein recht Schönes geleiſtet, deshalb 
ſahen wir mit einiger Spannung der Eröffnung entgegen, 
und fanden uns nicht getäuſcht, denn die diesmalige 
Ausſtellung gewährt einen noch faſt impoſanteren Anblick 
als die im vergangenen Jahre. — Der von der Friedrich- 
Wilhelm ⸗Schützen⸗Brüderſchaft bewilligte große Saal 
des Schützenhauſes iſt in einen vollſtändigen luxuriöſen 
Garten umgewandelt, wir finden hier nicht allein prächtige 
Pflanzen und Blumen, ſondern das Ganze wird durch 
Fontainen und andere Waſſerkünſte, durch fremdländiſche 
Vögel mit prachtvollem Gefieder und Aquarien reizend 
. Re and . e in den 
nen anzengruppen, einen nen Kontraſt gegen 

die Farbenpracht ds Jaden und I Aus. 
ſchmütung des Ganzen beitragen. Die Statuetten ſo. 
wohl wie die Vögel und Aquarien find zur Verlooſung 
angekauft. Ehe wir auf die einzelnen Gruppen ein⸗ 
gehen, ſchließen wir für heute unſern Bericht, indem wir 
noch den überraſchenden Eindruck ſchildern, welchen man 
beim Eintritt in den Saal empfindet, wenn man im 
Hintergrunde in peripectinifcher Malerei eine offene Berg⸗ 
Landschaft mit ſchlängendem Bach, welcher ſich ins Meer 
ergießt, wahrnimmt, der von einer Felsparthie von 
künſtlichem Geſtein umgeben iſt, die theils mit Farren⸗ 
theils mit anderen Gewächſen geſchmackvoll decorirt iſt. 

(Fortſetzung folgt.) 


+r Der Handwerker-Verein hielt vorgeſtern eine 
General: Berfammfung, in welcher beſchloſſen wurde, für 
den verdienſtvollen General-Conſul Sturtz in dem 
Vereine eine Subſeription zu eröffnen. Hierauf faßte 
die Verſammlung den Beſchluß, das erſte Familienfeſt 
des Vereins am 18. Juni auf dem Weinberg zu Schidlitz 
zu begehen. 

+} Der Vorſchußverein hält heute im Gewerbehauſe 
eine General-Verſammlung. 

1 Die Brücke über den Radaunenkanal in der kleinen 
Mühlengaſſe an der großen Mühle ſoll verbreitert werden. 


8s Von den Mannſchafteu der Feuerwehr wurde heute 
eine Holzkette und ein wollenes Tuch gefunden. Die 
Gegenſtände können vom Eigenthümer im Bureau des 
Polizeiamtes in Empfang genommen werden. 


ss Heute Vormittag fand in dem Sellſchen Grund- 
ſtücke Hundegaſſe 75 ein unbedeutender Schornſteinbrand 
ſtatt. Die Feuerwehr war zur Stelle. 

++ Herr Gutsbeſitzer J. G. Schmidt in Brentau, 
feierte geſtern mit ſeiner Gemalin das glückliche und 
ſeltene Feſt der goldenen Hochzeit. 

ss Die Pfleglinge der Armen: und Pflege-Anſtalt zu 
Pelonken: Johann Mierau, welcher am 27. April 
einen Urlaub auf einen Tag erhielt, ſo wie Karl 
Traubandt, der am 6. Mai auf einen Tag beur- 
laubt wurde, ſind Beide bis heute noch nicht zurückgekehrt. 


Königsberg. [Jubiläum.] Am 18. d. M. 
feierte, wie wir bereits gemeldet, der Geh. Regierungs⸗ 
und Medizinalrath Dr. von Treyden fein 50 jähriges 
Doctor-Jubiläum. Die große Liebe und hohe Achtung, 
welche der Jubilar ſowohl als Arzt bei feinen Collegen 
und Kranken, ſo wie als Beamter genießt, gab ſeinen 
ahlreichen Freunden und Verehrern Veranlaſſung, dem⸗ 
ſelden ihre Theilnahme und Hochachtung auf mannigfache 


Weiſe zu bezeugen. 
Berlin, woſelbſt er die Doetorwürde erlangt hatte, erfolgte 
neben einem Gratulationsſchreiben die Erneuerung des 
Diploms, welches ihm von einer Deputation der hieſigen 
medieiniſchen Facultät überreicht wurde. 


Von der medieiniſchen Facultät in 


Tuchel, 18. Mai. Unſere Stadt darf erwarten, in 


nächſter Zeit eine weſentliche Zierde zu erhalten, die zu⸗ 
gleich einem langgefühlten Bedürfniſſe abhelfen wird. 
Es ift dies der Bau eines neuen Gerichtsgebäudes. Der 
Platz iſt vor längerer Zeit angekauft worden, die Anſchläge 
ſiegen dem Miniſterium vor, und es iſt Ausſicht vorhan⸗ 


den, daß in dieſem Jahre noch die Lieitationen ſtattfinden, 
im nächſten aber das Werk ſelbſt begonnen werden wird. 


Bromberg. Ihre Majeſtäten der Kaiſer und die 
Kaiſerin von Rußland trafen am Montage Nachmit-⸗ 
tags nach 5 Uhr mittelſt Extrazuges auf dem hieſigen 
Bahnhofe, welcher mit Blumen un Pflanzen geziert war, 
ein. Der Kaiſer trug die Uniform des preußiſchen Kü⸗ 
raſſir-Regiments, von dem er Chef iſt, ſah übrigens ſehr 
angegriffen aus und ſprach wenig. Vor Eintritt in den 
Warteſalon ging er mit einigen ſeiner kleineren Kinder 
einige Augenblicke auf dem Herren auf und ab. Jeder 
Empfang und jede Vorſtellung war verbeten, weshalb 
auch nicht einmal ein tſcherkeſſiſcher Offizier, der den 
Kaiſer hier erwartete, Zutritt zu ihm erlangen konnte. 
An dem in den Wartezimmern arrangirten Diner nahmen 
etwa 100 Perſonen des Kaiſerlichen Gefolges Theil; es 
waren im Ganzen incl. der Kaiſer⸗Tafel, woran die 
Mitglieder der Kaiſerlichen Familie allein ſpeiſten, fünf 
Tafeln aufgeſtellt. Nach dem Diner, das ungefähr eine 
Stunde dauerte, fuhr der Extrazug, den 2 Maſchinen 
zogen, um 63 Uhr Abends nach Braunsberg ab, wo 
Nachtquartier gebalten worden iſt; es begleitete denſelben 
der Herr Geh. Ober-Regierungs⸗Rath, Direktor der Kgl. 
Oſtbahn, Maybach. Der Bahnhof war während der 
Anweſenheit des Kaiſers auf demſelben von allen Seiten 
militäriſch abgeſperrt. Von hieſigen Beamten bemerkten 
wir auf dem Bahnhofe nur außer dem Herrn General- 
major von Hanneken in großer Uniform den Herrn 
Landrath Cruſius und den Herrn Stadtrath Nöthling. 
Den Eiſenbahnbüreaubeamten war das Betreten des 
Perrons während der Anweſeuheit des Kaiſers gleichfalls 
unterſagt. Nach Abgang des Kaiſerlichen Zuges wurden 
ſämmtliche Zugänge zu den Wartezimmern geſchloſſen, 
damit das Silberzeug der Tafel ungeſtört weggeräumt 
werden könne. Es geſchah dies unter Obſervation des 
Betriebs. Inſpektors M. und dauerte faſt eine Stunde. 
Der Kaiſerlich ruſſiſchen Dienerſchaft waren einige Kö⸗ 
niglich preußiſche Diener beigegeben, wahrſcheinlich um 
die Dolmetſcher zu machen. Am Dienſtage, Abends, 
trifft Se. Kaiſerl. Hoheit, der Großfürſt Michael nebft 
feiner hohen Gemahlin, hier ein und wird, wie ich höre, 
hierſelbſt übernachten. (Patr. Ztg.) 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

[Wucher]. Vorgeſtern befand ſich der Rittergutsbe⸗ 
ſitzer, Hr. Joh. Fried. Täubner aus Zankenczyn, 63 Jahre 
alt, des Wuchers angeklagt, vor den Schranken des 
Criminal-Gerichts, nachdem bereits am 27. März d. 3. 
in derſelben Angelegenheit ein Audienztermin angeſtanden. 
Die Verhandlung war damals vertagt worden, weil es 
ſich während derſelben herausgeſtellt, daß zur Aufklärung 
der ſchwierigen Angelegenheit noch die Vernehmung zweier 
Zeugen nöthig war. Die zur vorgeſtrigen öffentlichen Ber» 
handlung vorgeladenen Zeugen waren ſämmtlich erſchienen, 
und ſo wurde denn auch die Spruchreife erzielt. Die 
gegen Herrn Täub ner erhobene Anklage lautete dahin, 
daß er in den Jahren 1859 und 1862 für Darfehne, 
die er dem Glasfabrikanten Herrn Warmbrunn (deſſen 
Etabliſſement im Berenter Kreiſe liegt) gemacht, zu hohe Zin⸗ 
ſen genommen und den ſtrafbaren Wucher, deſſen er ſich fo 
ſchuldig gemacht, in das geſetzlich erlaubte Geſchäft des 
Hypothekenkaufs gekleidet habe. Der Angeklagte erklärte 
ſich in dem geſtrigen Audienztermin, wie er dies auch 
ſchon am 27. März d. J. gethan, für unſchuldig. Er 
habe, ſagte er, weiter nichts gethan, als von Herrn 
Warmbrunn Hypotheken gekauft und für dieſelben 
die Preiſe gezahlt, welche man von ihm verlangt. Kein 
Geſetz verbiete den Kauf von Hypotheken, und kein Geſe 
ſei vorhanden, welches über die bei einem ſolchen Rau 
zu verabredenden Preiſe irgend welche Beſtimmungen 
enthalte; er könne alſo nicht begreifen, wie es möglich 
geweſen, ihn unter die Anklage des Wuchers zu hellen. 
Nach diefer Erklärung des Angeklagten folgte die Be» 
weisaufnahme, welche gegen zwei Stunden dauerte. Der 
erſte Zeuge, welcher vernommen wurde, war der Glas- 
fabrikant Hr. Warmbrunn. Derſelbe ſagte etwa Folgendes 
aus: Ich beſaß früher mit meinem Bruder zuſammen 
eine Fabrik in der Provinz Schleſien. Als dieſelbe in 
andere Hände überging und ich mich von dem Bruder 
trennte, übernahm ich für die Löſung von Verbindliche 
keiten aus dem bis dahin zuſammengeführten Geſchäft 
die Deckung einer Wechſelſumme von 7000 bis 8000 
Thlen. Ich hoffte, die fällig werdenden Wechſel von 
den laufenden Einnahmen der Fabrik, welche ich in dieſer 
Provinz erwarb, decken zu können. Nachdem ich mich 
überzeugt, daß dies unmöglich war, ſah ich mich ger 
nöthigt, ein Capital von etwa 2000 Thlrn. aufzunehmen 
und wandte mich zu dieſem Zweck an den Kaufmann 
Jacobſon in Berent. Herr Jacobſon gab ſich 
Mühe, die Aufnahme dieſes Capitals zu vermitteln und 
theilte mir nach einiger Zeit mit, daß ich daſſelbe von 
dem Herrn Rittergutsbeſitzer Täubner unter der Form 
eines Hypothekengeſchäfts mit einem Opfer von etwa 
200 Thlrn. würde erhalten können; ich möchte mich an 
den Herrn Landſchaftsſecretär Neukirch in Danzig 
wenden. Derſelbe würde mir das Nähere mittheilen. 
Herr Neukirch machte mir darauf die Mittheilung, daß 
Herr Täubner zu dem Abſchluß des Geſchäfts geneigt . 
ſei, aber wünſche, mich perſönlich kennen zu lernen. 
Folge deſſen begab ich mich zu Herrn Säubner. Diefer 


\ 


erklärte mir, daß ich die Hypothek, auf welche ich das 
Geld verlangte, einem Dritten zum Verkauf an ihn 
übergeben möchte; ich fragte, ob ihm der Kaufmann 
Herr Fr. Wilh. R. Hauſſmann als dieſer Dritte recht 
ſei. Herr Täubner beantwortete meine Frage mit Ja. 
— Nunmehr ließ ich eine Hypothek auf die Summe von 
2000 Thlrn. anfertigen. Nachdem dieſe Hypothek Hrn. 
Täubner durch Herrn Hauſſmann notariell cedirt worden 
war, wurde dieſem von jenem das Capital in pommer⸗ 
ſchen Pfandbriefen überſchickt. Der Nennwerih dieſer 
Herrn Hauſſmann überſchickten Pfundbriefe betrug Freilich 
2000 Thlr., ihr wirklicher Werth damals aber nur 
1779 Thlr. Von dieſer Summe hat Herr Täubner noch 
100 Thlr. als Belohnung für die Vermittelung des Ge- 
ſchäfts abziehen laſſen, ſo daß die Baarſumme, welche auf 
die Hypothek an Herrn Hauſſmann für mich gezahlt wurde, 
nicht einmal 1700 Thlr. betrug. Bei dem Verluſt von 
300 Thlrn. wurden die Zinſen auf 6 pGt. feſtgeſetzt. 
Herr Hauſſmann hat ohne jegliche Eutſchädigung rein 
aus Freundſchaft für mich die Rolle des Verkäufers der 
Hypothek übernommen und mit dem empfangenen Gelde 
mehre meiner Wechſel gedeckt, welche bei ihm domicilirt 
waren. Als ich im Jahre 1862 abermals einer Summe von 
etwa 2000 Thlrn. zur Deckung von Wechſeln bedürftig war, 
wandte ich mich wieder an Hrn. Jacobſon in Berent, ob ſchrift⸗ 
lich oder mündlich, weiß ich in dieſem Augenblick nicht 
mehr. Herr Jacobſon gab mir den Beſcheid, daß Herr 
Täubner bereit ſei, das Geſchäft in derſelben Weiſe wie 
das erſte Mal zu machen. Als ich darauf mit demſelben 
mündlich Rückſprache nahm, erklärte er ſich unter der Be⸗ 
dingung zur Hergabe des Capitals gegen eine neue 
Hypothet bereit, daß ich mich verpflichtete, ihm auch die 
erſte Hypothek meines Grundſtücks zu cediren. Das 
Capital auf dieſe wollte er mir zu 5 pCt. Zinſen geben. 
Da es mir ſehr daran lag, ein neues Capital zu he 
kommen; ſo ging ich auf dieſe Bedingung ein. Auf dieſe 
Weiſe wurde Herr Täubner Beſitzer der ſämmtlichen 
Hypotheken meines Grundſtücks. Als mir darauf der 
Umſtand, mich mit allen meinen Hypotheken ganz in 
den Händen des Herrn Täubner zu befinden, ſehr bedenke 
lich erſchien, indem ich mich vor einer plötzlichen Kündi⸗ 
gung der Capitalien nicht ſicher fühlte, ſuchte ich von 
einem andern Manne dieſelben zu bekommen. Es 
gelang mir dies denn auch nach anderthalb Jahren, ſo 
daß ich mich mit Herrn Täubner abfinden konnte. Das 
Opfer, welches ich zum Zwecke der Erlangung der Dar- 
lehne aus Herrn Täubner's Händen gebracht, erſchien 
mir in Anbetracht der kurzen Zeit, wäbrend welcher ich 
dieſelben gehabt, zu groß; ich verlangte deßhalb von ihm 
einen Theil der gecpferien Summe zurück. Da er ſich 
weigerte, ſtrengte ich einen Civilprozeß gegen ihn an. 
Nachdem ich denſelben in der erſten Inſtanz verloren, 
ſchwebt er gegenwärtig in der zweiten. Die Denunciation 
bei der Königl. Staatsanwaltſchaft gegen Herrn Täubner 
iſt nicht von mir ausgegangen. Die Köagigl. Staatsan- 
waltſchaft hat das Material zur Anklage aus den Akten 
des Civilprozeſſes zwiſchen mir und ihm entnommen. 
Ich würde auch gar nicht bis zur zweiten Inſtanz gegan⸗ 
gen ſein, wenn nicht inzwiſchen der Criminalprozeß gegen 
Herrn Täubner eingetreten wäre. Der Angeklagte räumte 
nach dieſer Auslaſſung des Zeugen ein, daß dieſer im 
Jahre 1859, bevor er, Angeklagter, die Hypothek von 
Herrn Hauſſmann gekauft, bei ihm auf feinem Riiter⸗ 
gute geweſen ſei und um ein Darlehn von 2000 Thirn. 
angehalten habe und daß er, Augeklagter, auch nicht 
abgeneigt geweſen, eine Hypothek von Herrn Hauſſmann 
im Betrage der genannten Summe zu kaufen. Bevor 
er aber, fuhr er zum Zwecke feiner Vertheidigung fort, 
ſich zum Kauf der Hypothek hätte entſchließen können, 
hätte er ſie doch ſehen müſſen und prüfen, ob ſie ihm 
convenire. Aus dieſem Grunde allein hätte er Herrn 
Warmbrunn geſagt, daß er Herrn Hauſſmann veranlaſſen 
möge, ihm die Hypothek zu ſchicken. Daß er, Angeklag⸗ 
ter, nun ſpäter von Herrn Hauſſmann die Hypothek ge⸗ 
kauft, das babe doch gar nichts damit zu ſchaffen, daß 
der Zeuge Warmbrunn von ihm, dem Angeklagten, ein 
Darlehn aufzunehmen geſucht. Herr Hauſſmann habe 
die verabredete Kaufsſumme, aber Herr Warmbrunn 
kein Darlehn erhalten. Was der Verkäufer der Hypothek 
mit dem empfangenen Gelde gemacht, das ſei ihm, dem 
Käufer, ganz gleichgültig geweſen. — Der Herr Staats- 
anwalt bemertle nach dieſer Auslaffung des Angeklagten, 
daß in derſelben eigentlich ſchon ein Geſtändniß liege. 
Denn es gehe aus ihr deutlich hervor, daß der Ange“ 
klagte mit dem Zeugen Warmbrunn verabredet, das 
Darlehnsgeſchäft in die Form eines Kaufgeſchäfts zu 
kleiden. In dem Nachweiſe, daß zwiſchen Herrn Warm⸗ 
brunn und Hits Täubner eine Verabredung in Betreff 
des Kaufgeſchäfts, welches dieſer mit Herrn Hauſſmann 
abgeſchloſſen, ſtattgehabt, liege der Schwerpunkt 
der Verhandlung. Dieſen Nachweis habe Herr Täubner 
elber durch ſeine Auslaſſung geliefert. Im weiteren 
Verlauf der Beweisaufnahme wurde durch Zeugen ⸗ 
ausſagen feſtgeſtellt, daß der Angeklagte ſich ſogar 
die Taxe der Beſitzung des Herrn Warmbrunn von dieſem 
hatte vorlegen laſſen, was die Annahme der Verabredung, 
welche der Herr Staatsanwalt behauptete, ſehr weſentlich 
unterſtützte. Der als Zeuge vernommene Kaufmann 

err Jacobſon aus Berent bekundete, daß durch ſeine 
Vermittelung Herr Warmbrunn mit Herrn Täubner zum 
Zwecke der Aufnahme eines Kapitals von 2000 Thlrn. 
bekannt geworden und daß er für dieſe Vermittelung ein 
Honorar von 17 oder 18 Thlrn. erhalten. Mehr ſei ihm, 
ſagte er, wegen der Länge der Zeit von der ganzen An⸗ 
gelegenbeit nicht mehr erinnerſich. Von der größten 
Wichtigkeit für den Gang der Verhandlung war die 
Zeugenausſage des Herrn Kaufmann Hauffmann 
wegen ihrer Beſtimmtheit. Er habe, ſagte er, Herrn 
Täubner nie eine Hypothek zum Kauf angeboten; er ſei 
von Herrn Warmbrunn, mit dem er in Geſchäfts⸗ 
verbindung geſtanden, gebeten worden, den Verkauf 
einer Hypothek an Herrn Täubner in ſeinem, des Zeugen 
Namen notariell abzuſchließen. Nur aus Freundſchaft 
für Herrn Warmbrunn und ohne jegliche Belohnung 


darſtelle erſcheine ſie ſtrafbar oder ſtraflos. 


für die Mühe habe er denn auch die Beſorgung des 
Geſchäfts übernommen. Herr Täubner ſei ihm einmal 
auf der Straße begegnet und habe ibm geſagt, daß er 
Geld an ihn zu ſchicken habe. Das Geld ſei ihm denn 
auch ſowohl das erſte wie das zweite Mal von Herrn 
Täubner ins Comtoir geſchickt worden. Er, Zeuge, 
habe nie einen Schritt zu Herrn Täubner gethan und 
habe auch, wie ſchon geſagt, nie ein Angebot zum Kauf 
einer Obligation gemacht. — Der Angeklagte ent- 
gegnete hierauf, daß er mit dem Zeugen im Raths⸗ 
weinkeller im Jahre 1859 zuſammen getroffen 
und daß ihm derſelbe hier ein Angebot gemacht. Der 
Zeuge widerſprach dieſer Angabe. Nicht im Rathswein⸗ 
keller, ſondern vor demſelben ſei er, ſagte er, einmal mit 
dem Angeklagten zuſammengetroffen. Das ſei allerdings 
im Jahre 1859 geweſen, aber an demjenigen Tage, an 
welchem er vereits das Geld für die erſte Hypothek in 
Händen gehabt. Hier fei auch nur der damalige Cours 
der pommerſchen Pfandſcheine, mit denen Herr Täubner 
Zahlung geleiſtet, Gegenſtand der Unterredung geweſen. 
Der Herr Zeuge legte, ehe ſeine Vernehmung geſchloſſen 
wurde, noch einige von Herrn Warmbrunn im Jahre 
1859 an ihn gerichtete Briefe vor, welche für die Wahr» 
heit der Zeugenausſage, welche dieſer abgegeben, ein 
beredtes Zeugniß ablegten. Nach der Vernehmung des 
Herrn Hauſſmann erklärte der Herr Vorſitzende die Be⸗ 
weisaufnahme für geſchloſſen, worauf der Herr Staats. 
anwalt ſein Plaidoyer hielt. In demſelben wurde auf 
Grund der Zeugenausſagen ausgeführt, daß der Ange⸗ 
klagte nur zu dem Zweck zu dem Hypothekengeſchäft ge⸗ 
griffen, um den Wucher, deſſen er ſich ſchuldig gemacht, 
in eine geſetzliche Form zu kleiden und zu umbüllen. 
Die Umhüllung ſei aber durch die Ausſagen zweier 
klaſſiſchen Zeugen, der Herren Warmbrunn und Hauſſ⸗ 
mann, vollſtändig herunter geriſſen, die Handlung des 
Angeklagten ſtehe in ibrer Nacktheit da und zeige ſich 
als das, was ſie ſei, nämlich als Wucher. Schließlich 
beantragte der Herr Staatsanwalt für den Angeklagten 
eine Gefängnißſtrafe von 3 Monaten, den Erſatz der 
Summe von 500 Thlrn., um welche Herr Warmbrunn 
durch den Wucher beſchädigt worden, und Ehrenverluſt auf die 
Dauer eines Jahres. Der Vertheidiger, Hr. J. -R. Walter, 
beantragte in ſeinem intereſſanten Plaidoyer Freiſprechung. 
Der Verkauf einer Obligation, ſagte er, ſei ein erlaubtes 
Geſchäft. Der Herr Staatsanwalt habe nun freilich in 
feinem Plaidover dahin geſtrebt zu beweiſen, daß die 
Handlung des Angeklagten kein durch das Geſetz er⸗ 
laubtes Geſchäft, hingegen Wucher ſei. Es komme aber 
darauf an, die Handlung des Angeklagten nicht nur 
von ihrer objectiven, ſondern auch von ihrer fubjectiven 
Seite aufzufaſſen. Je nach dem man ſie auffaſſe und 
Die Dar⸗ 
ſtellung des Herrn Staatsanwalt ſei der Art, daß ſie 
zwei von einander ganz verſchiedene Vorgänge in eine 
ſolche innere gegenſeitige Beziehung ſetze, durch welche 
dieſelben als eine für ſich beſtehende und abgeichloffene 
Handlung erſcheinen müßten. Dieſe beiden Vorgänge 
hätten aber durchaus keinen innern Zuſammenhang. — 
Der eine Vorgang faſſe die Bemühungen des Herrn 
Warmbrunn in ſich, ein Darlehn von Herrn Täubner 
zu erhalten, der andere habe das Hypothekengeſchäft 
zwiſchen Herrn Täubner und Herrn Hauſſmann zum 
Gegenſtande. — Es ſeien dies zwei von einander durchaus 
unabhängige Vorgänge. Da die Beweisaufnahme nicht 
das Gegentheil von dieſer Behauptung ergeben und die 
beiden von einander unabhängigen Vorgänge, welche 
die Anklage zu ihrem Gegenſtande gemacht, und ſelbſt 
durch die Darſtellung des Herrn Staatsanwalt nicht als 
eine in ſich fortlaufende und in ſich abgeſchloſſene 
Handlung des Angeklagten zu erſcheinen vermochten, fo 
würde wohl der Urtheilsſpruch des hohen Gerichtsbofes 
auf Freiſprechung lauten. Der Urtheilsſpruch des hohen 
Gerichtshofes lautete, dem Antrage des Herrn Staatsan- 
walt, gemäß, auf 3 Monate Gefängniß, 500 Thlr. Erſatz 
event. 6 Mon. Gefängniß und Ehrenverluſt auf die 
Dauer eines Jahres. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


33] 4] 339,84 | + 182 O. mäßig, hen u. ſchön. 
248 339,62 16,1 do. do. do. 
12 33951 19,1 ONO. do. do. 


Schiffs- Mapport aus Meufahrwafer. 
Angekommen am 23. Mai: 

Stenger, Jacoba Voß, v. Newcaſtle, m. Gütern. — 
Ferner 2 Schiffe m. Ballaſt. 

Geſegelt: 5 Schiffe m. Getreide u. 2 Schiffe m. Holz. 
Angekommen am 24. Mai: 

Mellema, Flekke Jover, v. Dyſart, m. Kohlen. 
Boſſinga, Nyverheid, v. Antwerpen, mit Schienen. 
Berendſen, Gazelle, v. Pillau, m. Ballaſt. . 

Gefegelt: 3 Schiffe m. Holz u. 3 Schiffe m. Getreide. 
Nichts in Sicht Wind: NO. 


Thorn paſſirt und nach Danzig beſtimmt 
vom 20. bis incl. 23. Mai. 
6065 Laſt Weizen, 4745 Laſt Roggen, 800 Centner 
Knochen, 3885 ficht. Balken u. Rundholz, 1 eich. Balten. 
Waſſerſtand 3 Fuß 3 Zoll. 
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Zörſen-Verkäuſe zu Danzig am 24. Mai. 
Weizen, 350 Laſt, alt 13 1pfd. fl. 480; friſch. 132pfd. 
fl. 427, 430; 129pfd. fl. 420, 4223; 128pfd. fl. 405; 
127 pfd. fl. 395; 126pfd. bezogen fl. 360; 122. 23pfd. 
fl. 3875; 121. 22pfd. fl. 370 pr. 85pfd. 
Roggen, 123pfd. fl. 250; 125. 26 pfd. fl. 257 pr. 818 pfd. 
Weiße Erbſen fl. 335 pr. 90pfd. 


Angekommene Fremde. 
Engliſches Haus: ; 
Landrath v. Brauchitſch a. Katz. Die Kaufl. Zeifer 
a. Leipzig, Bercht u. Arntz a. Berlin, Lebermann aus 
Merzbach, Dreſſel a. Nordhauſen u. Büchenbacher a. Fürth. 


Walter's Hotel: Pr 

Rittergutsbeſ. v. Tevenar a. Saalau. Regierung. 
Aſſeſſor B. Hähnel n. Gattin a. Marienwerder. 81 cer 
beſiger A. Hähnel a. Neilau. Kgl. Domainen- P a 
v. W a. Czierwierz. Privatier Hellwig a. nun = 
Die Kaufl. Moft n. Gattin a. Reichenbach in Schle — 
Höhnen a. Rheydt u. Mebliſch a. Königsberg. eo E 
wirth Wolff a. Wriezen a. O. Fabrikant Oppenhe 
a. Hannover. gotel 

otel zum Kronprinzen: 

Rentier v. Damkoweti n. Gattin a. Bornfuch 
Die Kaufl. Flatow, Hamann und Ergmann a. Berl 1 
Landwirth Woth a Rohden. Handelsgärtner Ende 
a. Königsberg. 

Schmelzer's Hotel zu den drei Mohren: 4 
Die Kaufl. Jacoby a. Inſterburg u. Knieß a. Brom 
Gutsbeſ. Karls a. Elbing u. Arnhold a. Oſterode⸗ 
Hotel d'Oliva * 

Die Rittergutsbeſ. Buchholz a. Arnsdorff u. Krüge 
a. Friedrichswalde. Partikulier Gurowski a. Königsberg 
Die Kaufl. Weber, Jacobi u. Kirſtein a. Berlin, Gro“ 
nert a. Breslau. Rendant Schwarz a. Stettin. 

Hotel de Thorn: 

Die Gutsbeſ. Münſtermann a. Bromberg, zog 
a. Natel u. Mix a. Kriefkohl. Die Kaufl. Davidſoh 
a. Berlin, Roſenberg a. Elberfeld, Meißner a. Breslal 
u. Schmidt a. Stettin. Rentier Treubner aus Poſen⸗ 
Frau Rittergutsbeſ. Joſt nebſt Schweſter a. Liſſau. 

Deutſches Haus: 

Die Kaufl. Hüttemann a. Angermünde u. Roſentbal 
a. Schwetz. Hofſchauſpieler Gerſtel a. Elbing Inſpectet 
Brandt aus Carthaus. 


Victoria - Theater. 


Donnerſtag, 25. Mai. Zum fünften Male: Krethi 
und Plethi, oder: Ein hellſehender Schuſter, 
Velksſtück mit Geſang und Tanz in 3 Akten und 
9 Bildern von D. Kaliſch. Mit neuen Dekor 
tionen und Ballet: Einlagen. 


Freitag, den 26. Mai. Zum ſechſten Male: Krethi 
und Plethi, oder: Ein hellſehender Schufter 
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Ausſtellung des Gartenbau⸗Vereins 
im Friedrich⸗Wilhelm⸗Schützenhauſe. 
Eröffnung: Mittwoch, 24. Mai, um 10 Uhr Vorm, 
Schluß: Sonntag, 28 Mai, Abends. 

Entree 5 %, Looſe à 10 %: find an der Caſſe 
zu haben. n 1 
Das Ausſtellungs⸗Comité. 


Ausführliches Lehrbuch der 
Bayeriſchen Bierbrauerei, mit befonderer Be rück 
ſichtigung der Dickmaiſchbrauerei von J. S. Schorel 
Sohn eines der berühmteſten Brauer aus Bayern, de 
ſelbſt in München und anderen bedeutenden Städten, den 
größten Brauereien als Braumeiſter vorgeſtanden, ſo w 
auch Angaben zur Errichtung und zum Bau neuer 
Brauereien gemacht hat, die unter feiner Leitung ausge 
führt wurden. 2. bedeutend vermehrte und verbeſſerte 
Auflage broch. 1 % Vorräthig in der 


Leon Saunier “hen aussi. 


(Gustav Herbig.) 


Geräucherten Lachs 


in großen Hälften, vorzüglich ſchöne Waare, empfehlen 
billiſt Ruhnke & Soschinski, 
Breitgaſſe Nr. 108. 
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Mir Bürcan it Holzſchneidegaſſe Nr. 3 


berg. 


(am Bahnhöfe) 1 Treppe hoch. 
IH. Wadehn, 
Fortſchreibungsbeamter der Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer für den Landkreis Danzig 


ö Als ein practiſcher Führer durch die blühende 
Natur empfiebit ſich der Jugend das Werkchen: 
„Eine Wanderung durch die heimathliche 

flanzeuwelt von L. Herbſt““ (Verlag von 
Ulrich Frank in Berlin) Preis geb. mit Ab- 
bildungen 25 Gr Die „National- Zeitung“ ſagt: # 
„Die kleinen Botaniker, die jetzt To gerne zu 
zweien und dreien Excurſionen unternehmen, 
ſollten zu ihren Botaniſirtrommeln auch noch dies 


Büchelchen mitnehmen; es belehrt, ſie raſch über 
alle Pflanzen, die fie auf dem heimathlichen Boden 
finden. Vorräthig in der 


Léon Saunier . Buchhandlung 


in Danzig (Gustav Herbig), jo wie in 
allen Buchhandlungen. 


Danzig Elbing 
per Dampfboot „Linau “, ; 

Abfahrt Mittwoch u. Sonnabend Morgen 

6 ½ Uhr vom brauſenden Waſſer“ 

Güter billig und prompt befördert. 

Expedition der Elbinger Dampfböte. 
Heinrich Werner, 
Ankerſchmiedegaſſe 7. 


Verantwortliche Redaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


